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LANDESGESETZBLATT
FÜR OBERÖSTERREICH

Jahrgang 2004 88. StückAusgegeben und versendet am 30. November 2004

Nr. 88 Oö. Pflegevertretungsgesetz 2005
(XXVI. Gesetzgebungsperiode: Initiativanträge Beilagen Nr. 3/2003 und 213/2004, Ausschussbericht Beilage Nr. 292/2004, 11. Landtags-
sitzung)

Nr. 88

L a n d e s g e s e t z ,

mit dem eine Pflegevertretung eingerichtet wird 
(Oö. Pflegevertretungsgesetz)

Der Oö. Landtag hat beschlossen:

§ 1
Einrichtung einer Pflegevertretung

(1) Am Sitz der Landesregierung ist eine Pflegevertre-
tung einzurichten für
1. die Bewohnerinnen und Bewohner von Heimen gemäß

§ 63 Abs. 2 des Oö. Sozialhilfegesetzes 1998 und
2. behinderte Menschen, die in Einrichtungen der Ein-

gliederungshilfe gemäß § 22 des Oö. Behindertenge-
setzes 1991 dauernd untergebracht sind oder in Ein-
richtungen für Pflege und Betreuung gemäß § 29 des
Oö. Behindertengesetzes 1991 wohnen.

(2) Die Pflegevertretung besteht aus:
1. den Mitgliedern der Patientenvertretung gemäß § 13

Abs. 1 Oö. Krankenanstaltengesetz 1997 und
2. einem Mitglied des gehobenen Dienstes für Gesund-

heits- und Krankenpflege mit einer geriatrischen 
Weiterbildung sowie einer umfassenden und zum 
Zeitpunkt der Aufnahme der Tätigkeit nicht länger als
sechs Monate zurückliegenden Berufserfahrung in
einem Alten- und Pflegeheim und

3. einer Behindertenpädagogin oder einem Behinderten-
pädagogen mit mindestens dreijähriger und zum 
Zeitpunkt der Aufnahme der Tätigkeit nicht länger als
sechs Monate zurückliegender Berufserfahrung im
Bereich der Wohnbetreuung nach dem Oö. Behinder-
tengesetz 1991.

(3) Die Pflegevertretung bedient sich zur Erfüllung ihrer
Aufgaben der personellen Ausstattung und organisatori-
schen Strukturen, insbesondere der Geschäftsstelle, der
Patientenvertretung. § 13 Oö. Krankenanstaltengesetz
1997 ist � soweit nichts anderes bestimmt wird � sinn-
gemäß anzuwenden.

(4) Die Mitglieder der Pflegevertretung gemäß Abs. 2
Z. 2 und 3 sowie deren Ersatzmitglieder sind von der Lan-
desregierung zu bestellen. 

(5) (Verfassungsbestimmung) Die Mitglieder bzw.
Ersatzmitglieder sind in Ausübung ihrer Tätigkeit in der
Pflegevertretung weisungsfrei.

(6) Für die Beschlussfassung über einzelne Geschäfts-
fälle ist die Anwesenheit der Mitglieder gemäß Abs. 2 
Z. 1 sowie � je nach Geschäftsfall � das Mitglied gemäß 
Abs. 2 Z. 2 oder 3 erforderlich; bei Stimmengleichheit gibt
die Stimme des oder der Vorsitzenden den Ausschlag.

§ 2
Aufgaben der Pflegevertretung

(1) Die Pflegevertretung unterstützt die Bewohnerin-
nen und Bewohner von Einrichtungen gemäß § 1 Abs. 1
bei Streitfällen im Zusammenhang mit einer mangelhaften
Unterbringung, Verpflegung oder Betreuung und Hilfe.

(2) Die Unterstützung der Bewohnerinnen und Bewoh-
ner im Sinn des Abs. 1 umfasst insbesondere: 
1. die Entgegennahme von Beschwerden von Bewohne-

rinnen und Bewohnern oder von diesen nahestehen-
den Personen;

2. die umfassende anlassbezogene Beratung;
3. die Klärung des maßgeblichen Sachverhaltes;
4. die Abgabe von Empfehlungen; 
5. die außergerichtliche Herbeiführung eines Interes-

sensausgleiches mit der betroffenen Einrichtung. 

(3) Die Pflegevertretung hat durch eines oder mehrere
ihrer Mitglieder in regelmäßigen Abständen, mindestens
jedoch zwei Mal pro Jahr Sprechtage in den Bezirken
abzuhalten.

§ 3
Behandlung von Beschwerden

(1) Die Pflegevertretung hat die je nach Geschäftsfall
nach dem Oö. Sozialhilfegesetz 1998 oder dem 
Oö. Behindertengesetz 1991 zuständige Aufsichtsbe-
hörde von allen Beschwerden unverzüglich in Kenntnis 
zu setzen. 

(2) Vor der Bearbeitung einer Beschwerde hat die 
Pflegevertretung zu prüfen, ob bereits ein Versuch unter-
nommen wurde, den Fall in der betroffenen Einrichtung
im Sinn eines partnerschaftlichen Heimbetriebes zu berei-
nigen. Ist dies nicht der Fall, hat sie unter gleichzeitiger
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Verständigung der Beschwerdeführerin oder des
Beschwerdeführers den Träger der betroffenen Einrich-
tung mit der Erledigung der Beschwerde zu betrauen. 

(3) Der Träger der betroffenen Einrichtung oder ein(e)
von ihm beauftragte(r) Vertreter(in) hat derartige
Beschwerden unverzüglich, längstens jedoch binnen
zwei Wochen, zu erledigen. Ist eine Erledigung innerhalb
dieses Zeitraumes nicht möglich, ist die Beschwerde
unter neuerlicher Verständigung der Beschwerdeführerin
oder des Beschwerdeführers der Pflegevertretung zur
weiteren Behandlung vorzulegen. Dabei ist zu begrün-
den, warum eine Erledigung nicht erfolgen konnte.

§ 4
Klärung des maßgeblichen Sachverhaltes

(1) Die Pflegevertretung hat auf Grund einer einge-
langten Beschwerde die nötigen Erhebungen durchzu-
führen. 

(2) Die Träger der betroffenen Einrichtungen sind ver-
pflichtet, auf Verlangen Berichte oder Stellungnahmen zu
übermitteln, Einsicht in Unterlagen zu gewähren oder
Auskünfte zu erteilen. In diesen Fällen sind gesetzliche
Verschwiegenheitspflichten gegenüber der Pflegevertre-
tung nicht wirksam. 

(3) Andere Personen oder Einrichtungen können von
der Pflegevertretung eingeladen werden, zu konkretem
Vorbringen Stellung zu beziehen. 

(4) Die Aufsichtsbehörde kann von sich aus innerhalb
von zwei Wochen nach der Mitteilung gemäß § 3 Abs. 1
eine Stellungnahme zum Beschwerdevorbringen abge-
ben. 

(5) Der erhobene Sachverhalt ist der Beschwerdefüh-
rerin oder dem Beschwerdeführer dem Beschwerdefüh-
rer oder der Beschwerdeführerin, der Aufsichtsbehörde
und dem betroffenen Träger zur Kenntnis und Stellung-
nahme innerhalb eines Zeitraumes von zwei Wochen
schriftlich zu übermitteln. Neben der Feststellung, ob das
Beschwerdevorbringen mit dem erhobenen Sachverhalt

übereinstimmt, hat dieses Schreiben auch eine Würdi-
gung der geltend gemachten Beschwerdegründe zu ent-
halten. Darüber hinaus kann dieses Schreiben auch Emp-
fehlungen zur Beseitigung festgestellter Mängel enthal-
ten.

§ 5
Herbeiführung eines Interessensausgleiches

(1) Kommt innerhalb der Frist des § 4 Abs. 5 kein Inter-
essensausgleich zwischen der Beschwerdeführerin oder
dem Beschwerdeführer und dem Träger der betroffenen
Einrichtung zustande, hat die Pflegevertretung auf eine
Vermittlung der Standpunkte bzw. auf eine außergericht-
liche Einigung hinzuwirken. 

(2) Stellt sich dabei heraus, dass eine Beschwerde nur
oder nur mehr im ordentlichen Rechtsweg erledigt werden
kann, hat die Pflegevertretung die Beschwerdeführerin
oder den Beschwerdeführer darüber aufzuklären und der
Aufsichtsbehörde zu berichten.

§ 6
Tätigkeitsbericht

Die Pflegevertretung hat jährlich einen Tätigkeitsbe-
richt, der auch die Art der erfolgten Erledigungen der
Geschäftsstelle zu enthalten hat, den Rechtsträgern der
Einrichtungen gemäß § 63 Abs. 2 Oö. Sozialhilfegesetz
1998 sowie § 22 und § 29 Oö. Behindertengesetz 1991,
der Landesregierung und dem Landtag vorzulegen.

§ 7
In-Kraft-Treten

Dieses Landesgesetz tritt mit 1. Jänner 2005 in Kraft.
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Die Erste Präsidentin Der Landeshauptmann:
des Oö. Landtags:
Angela Orthner Dr. Pühringer


